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Nutzungsvertrag

Zwischen der 

               
                              
             
            

- nachstehend „Grundstückseigentümer“ genannt - 

und

                                 
                 
             
                                                                          
                                                                             
                                                                                 
                                                                                    
                                                                                        
                                          

- nachstehend „Nutzer“ genannt-

- einzeln auch „Partei“ und zusammen auch „die Parteien" genannt.

Vorbemerkung

Der Nutzer plant die Errichtung und den Betrieb einer Photovoltaikfreiflächenanlage 
(nachfolgend PVA) in der Gemeinde Stüdenitz-Schönermark im Landkreis Ostprignitz- 
Ruppin.

Der Grundstückseigentümer ist bereit, dem Nutzer seinen vertragsgegenständlichen 
Grundbesitz für die Verlegung von Anschlussleitungen zur Verfügung zu stellen.

Dies vorausgeschickt, vereinbaren die Parteien was folgt:

§ 1 Vertragsgegenstand

(1) Der Grundstückseigentümer gestattet dem Nutzer auf seinem/n Grundstück/en, 
verzeichnet im Grundbuch von Berlitt beim Amtsgericht Neuruppin
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Fiurstück/e Flur Gemarkung Grundbuchb|att
J

47, 148, 150 4 Berlitt 025 J
(nachfolgend „vertragsgegenständlicher Grundbesitz“)

die Verlegung, den Betrieb, die Unterhaltung, die Reparatur und ggf. den Austausch von 
Anschlussleitungen mit einer Verlegetiefe von mindestens 1 m und einem Schutzstreifen 
von 1,5 m beiderseits der Leitungsachse. Die Anschlussleitungen bestehen aus 30 KV- 
Kabel und Kommunikationsleitungen; diese setzen sich aus vier Systemen, 4x [NA2XS2Y 
3x1x800mm2] (Strom) und 2x PE-HD 50mm Leerrohr mit LWL-Kabel (Kommunikation) 
zusammen.

(2) Zu dem in Absatz 1. genannten Zweck wird dem Nutzer und/oder seinen 
Beauftragten gestattet, das/die Grundstück(e) zu betreten und zu befahren sowie alle 
erforderlichen Arbeiten - auch Aufgrabungen - vorzunehmen, die zur Verlegung, den 
Betrieb, die Wartung, die Instandhaltung und die Entfernung sowie ggf. Neuverlegung der 
Leitungen erforderlich sind oder zweckmäßig erscheinen.

(3) Die Verlegung der Anschlussleitungen auf dem vertragsgegenständlichen 
Grundbesitz ist in dem in Anlage 1 beigefügten Lageplan dargestellt.

(4) Die Anschlussleitungen gehen nicht in das Eigentum des Grundstückseigentümers 
über. Sie werden nur zeitlich befristet zu einem vorübergehenden Zweck als sog. 
Scheinbestandteil im Sinne von § 95 BGB auf dem Grundstück errichtet.

§2 Vertragslaufzeit

(1) Die Laufzeit des Vertrages beträgt 30 Jahre. Sie beginnt mit dem Tag der 
Unterzeichnung, wobei das Datum der letzten Unterschrift maßgeblich ist.

(2) Der Nutzer ist berechtigt, die Vertragslaufzeit bis 6 Monate vor ihrem Ablauf durch 
einseitige schriftliche Erklärung gegenüber dem Grundstückseigentümer einmalig um 
weitere 5 Jahre zu verlängern. Das außerordentliche Kündigungsrecht des 
Grundstückseigentümers nach § 544 BGB bleibt davon unberührt.

(3) Die Vertragslaufzeit endet vorzeitig am Letzten des Monats, in dem wegen 
Rückbaus der angeschlossenen PVA das Vorhaben des Nutzers beendet wird.

§ 3 Dingliche Sicherheiten/Baulasten

(1) Der Grundstückseigentümer wird auf Anforderung des Nutzers unverzüglich eine 
dingliche Sicherheit in Form von einer oder mehreren beschränkt persönlichen 
Dienstbarkeit(en) in Abteilung II des Grundbuchs zu Gunsten des Nutzers bewilligen und 
beantragen. Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, die gleiche beschränkt 
persönliche Dienstbarkeit im gleichen Umfang auch einem Dritten bzw. der 
fremdfinanzierenden Bank für den Fall zu bestellen, dass ein Dritter bzw. die
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fremdfinanzierende Bank in diesen Nutzungsvertrag eintritt. Der Dritte bzw. die 
fremdfinanzierende Bank kann im Sinne von § 328 Abs. 1 BGB die Bestellung der 
beschränkt persönlichen Dienstbarkeit von dem Grundstückseigentümer unmittelbar 
fordern. Zur Sicherung dieses übertragbaren Anspruchs wird von dem 
Grundstückseigentümer die Eintragung einer Vormerkung auf Bestellung dieser 
beschränkt persönlichen Dienstbarkeit bewilligt und beantragt.

(2) Die Eintragung der dinglichen Sicherheit hat in jedem Fall so zu erfolgen, dass 
keine wertmindernden oder die Zwangsvollstreckung auslösenden Rechte in Abteilung II 
und III des Grundbuches oder sonstige Rechte, die die Ausübung der Rechte des Nutzers 
beeinträchtigen können, vorrangig eingetragen sind. Im Übrigen ist eine Eintragung an 
gleicher oder rangbereiter Rangstelle ausreichend. Soweit für die erstrangige Eintragung 
erforderliche Erklärungen berechtigter Dritter noch nicht vorliegen, soll die Eintragung 
zunächst an rangbereiter Rangstelle erfolgen.

(3) Der Grundstückseigentümer wird den Nutzer bei erforderlichen Verhandlungen mit 
berechtigten Dritten angemessen unterstützen und alle seinerseits erforderlichen 
Willenserklärungen in der gehörigen Form abgeben. Er haftet jedoch nicht für hierfür 
eventuell erforderliche Handlungen und/oder Erklärungen Dritter.

(4) Der Umfang und der genaue Wortlaut der dinglichen Sicherheit können von der 
finanzierenden Bank vorgegeben werden. Die Parteien sind sich darüber einig, dass es 
sich bei der Anlage 2 um ein Muster handelt, welches insbesondere aufgrund von 
Vorgaben der fremdfinanzierenden Bank geändert werden kann. Die mit der beschränkt 
persönlichen Dienstbarkeit gesicherten dinglichen Rechte können jedoch in keinem Fall 
über die in diesem Nutzungsvertrag vereinbarten Rechte hinausgehen.

§4 Nebenkosten

Der Nutzer übernimmt sämtliche Notar- und Grundbuchkosten im Zusammenhang mit der 
Bewilligung und Beantragung von beschränkten persönlichen Dienstbarkeiten nebst 
Vormerkung(en) sowie auch die Kosten für die jeweilige Löschung der Rechte nach 
Beendigung des Vertrages.

§ 5 Nutzungsentgelt

(1) Der Nutzer zahlt dem Grundstückseigentümer für die in diesem Nutzungsvertrag 
eingeräumten Rechte ein einmaliges Nutzungsentgelt in Höhe von

je laufendem Meter. Dies entspicht nach derzeitigem Planungsstand EUR für mn
Kabeltrasse. Der Baubeginn wird spätestens 2 Wochen vorher angezeigt. Die Zahlung 
wird 4 Wochen nach Baubeginnanzeige fällig.
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(2) Die Parteien gehen davon aus, dass die in diesem Vertrag vereinbarten Entgelte 
nicht der Umsatzsteuer unterliegen. Die Entgelte werden zzgl. der jeweils gesetzlich 
geltenden Umsatzsteuer ausgezahlt, sofern der Grundstückseigentümer dem Nutzer 
seine Umsatzsteuerpflichtigkeit nachweist. Fälligkeitsvoraussetzung für die Auszahlung 
des auf die Umsatzsteuer entfallenden Betrages ist eine ordnungsgemäße Rechnung des 
Grundstückseigentümers an den Nutzer.

(3) Der Nutzer überweist alle Zahlungen an den Grundstückseigentümer auf folgendes 
Konto;

                                                                  

                                                       

                           

            

§ 6 Rechte und Pflichten des Nutzers

(1) Der Nutzer verpflichtet sich, die Anschlussleitungen nach den geltenden Regeln 
der Technik und mit größtmöglicher Rücksichtnahme auf den Grundstückseigentümer 
und den Bewirtschafter zu errichten und zu betreiben.

(2) Bereits in den Grundstücken vorhandene Ver- und Entsorgungsanlagen 
einschließlich Drainagen darf der Nutzer auf seine Kosten verändern, soweit die 
Funktionalität der Anlagen nicht beeinträchtigt wird. Soweit vorhanden, hat der 
Grundstückseigentümer dem Nutzer diesbezüglich relevante Unterlagen, etwa 
Leitungspläne, Drainagepläne etc., auszuhändigen.

§ 7 Rechte und Pflichten des Grundstückseigentümers

(1) Der Grundstückseigentümer verpflichtet sich zur Unterstützung des Nutzers bei der 
Erlangung der erforderlichen Genehmigungen, soweit dies in seiner Macht steht. Soweit 
dies im Rahmen des Genehmigungsverfahrens erforderlich sein sollte, wird er 
insbesondere notwendige Erklärungen abgeben oder Anträge stellen oder solchen 
zustimmen.

(2) Dem Grundstückseigentümer verbleibt das Recht, die verbleibenden 
Grundstücksflächen land- und forstwirtschaftlich zu nutzen oder zu verpachten, wobei 
Gefährdungen durch die Errichtung von Baulichkeiten oder anderen Anlagen und die 
land- und forstwirtschaftliche Nutzung unzulässig sind. Der Pachtzins steht dem
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Grundstückseigentümer zu. Sollten die Flächen landwirtschaftlich verpachtet sein oder 
werden, verpflichtet sich der Grundstückseigentümer, den Nutzer umgehend hierüber zu 
unterrichten und vom landwirtschaftlichen Pächter die Zustimmung zu der dem Nutzer 
nach diesem Vertrag gewährten Nutzung einzuholen. Der Nutzer entschädigt den 
Grundstückseigentümer, sofern dieser den vertragsgegenständlichen Grundbesitz selbst 
bewirtschaftet, bzw. den landwirtschaftlichen Pächter für sämtliche Ernteausfälle, die im 
Zusammenhang mit der Verlegung der Anschlussleitungen entstehen, im Zweifel 
entsprechend der Richtsätze für die Bewertung landwirtschaftlicher Kulturen der 
zuständigen Landwirtschaftskammer.

(3) Mit Abschluss dieses Vertrages erteilt der Grundstückseigentümer dem Nutzer die 
in Anlage 3 als Muster beigefügte Vollmacht, die Grundakten, Grundbücher und 
Baulastenverzeichnisse für das Grundstück einzusehen und sich entsprechende 
Grundbuch- und Verzeichnisauszüge aushändigen zu lassen.

§ 8 Rechte des finanzierenden Kreditinstituts

(1) Den Parteien ist bekannt, dass sämtliche oder einzelne Anlagen und die Rechte 
und Pflichten aus diesem Nutzungsvertrag der finanzierenden Bank des Nutzers 
sicherungsübereignet werden können. Nach Ablauf der Finanzierung gehen Eigentum 
und Rechte und Pflichten zurück an den Nutzer.

(2) Der Grundstückseigentümer verzichtet im Verhältnis zur finanzierenden Bank auf 
sein Vermieterpfandrecht gern. §§ 581 Abs. 2, 562 ff. BGB.

(3) Für den Fall der Verwertung der Anlagen als Sicherungsgut willigt der 
Grundstückseigentümer bereits jetzt in den Eintritt der finanzierenden Bank in diesen 
Nutzungsvertrag ein. Der Nutzer bevollmächtigt die finanzierende Bank, den 
Eintrittsvertrag mit dem Grundstückseigentümer zu schließen. Gleiches gilt, wenn die 
finanzierende Bank einen Dritten benennt, der unter Übernahme sämtlicher Rechte und 
Pflichten in den Vertrag eintreten soll.

(4) Für den Fall, dass der Grundstückseigentümer diesen Nutzungsvertrag vor Ablauf 
der Vertragslaufzeit kündigen will, ist er verpflichtet, zuvor die finanzierende Bank zu 
unterrichten und ihr Gelegenheit zu geben, eine etwaige ausstehende Zahlung 
vorzunehmen und in diesen Vertrag an Stelle des Nutzers einzutreten oder innerhalb einer 
Frist von einem Monat einen Dritten zu benennen, der in alle Rechte und Pflichten dieses 
Vertrages eintritt. Gleiches gilt bei jeder anderen Beendigung dieses Nutzungsvertrages 
vor Ablauf der Vertragslaufzeit, gleich aus welchem Grund,

(5) Die Parteien verpflichten sich, keine das Sicherungsinteresse der finanzierenden 
Bank berührenden Abreden ohne die Zustimmung der Bank aufzuheben, zu ändern oder 
zu ergänzen.

(6) Der Nutzer ist verpflichtet, dem Grundstückseigentümer die finanzierende Bank mit 
Anschrift mitzuteilen.
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§ 9 Rechtsnachfolge und Unternutzung

(1) Alle Rechte und Pflichten der Vertragsparteien gelten auch zu Gunsten oder zu 
Lasten etwaiger Rechtsnachfolger. Die Vertragsparteien verpflichten sich, diese 
jeweiligen vertraglichen Verpflichtungen etwaigen Erwerbern und Rechtsnachfolgern 
aufzuerlegen. Des Weiteren verpflichtet sich die übertragende Partei, die andere Partei 
vor Übertragung der Rechte und Pflichten zu informieren.

(2) Der Nutzer darf die hier vereinbarten Rechte und Pflichten an Dritte übertragen. 
Der Grundstückseigentümer stimmt einer Übertragung der Rechte und Pflichten auf eine 
noch zu gründende Projektgesellschaft schon jetzt zu. Der Übertragung der Rechte und 
Pflichten an einen sonstigen Dritten kann der Grundstückseigentümer nur dann 
widersprechen, wenn hierfür ein wichtiger Grund in der Person des Dritten gegeben ist.

(3) Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, im Falle des Verkaufs oder einer 
sonstigen Übertragung des Grundbesitzes dem Rechtsnachfolger die Verpflichtung 
aufzuerlegen, in diesen Vertrag einzutreten und hierbei Folgendes zu vereinbaren:

„Der Rechtsnachfolger tritt in alle Rechte und Pflichten ein, die sich aus dem
Nutzungsvertrag vom ....................  (Datum des Nutzungsvertrages) nebst
sämtlichen Nachträgen sowie der im Grundbuch eingetragenen beschränkten 
persönlichen Dienstbarkeiten und Vormerkungen gegenüber den 
Berechtigten, insbesondere dem Nutzer und dem finanzierenden Kreditinstitut, 
ergeben. “

(4) Der Nutzer ist daneben berechtigt, einzelne Nutzungsrechte im Sinne von § 1 
Absatz (1) durch Unternutzungsvertrag auf Dritte zu übertragen. Der 
Grundstückseigentümer stimmt dem bereits jetzt zu, Im Verhältnis zum 
Grundstückseigentümer bleibt jedoch der Nutzer als Vertragspartner verpflichtet.

§ 10 Beendigung des Vertrages

(1) Der Grundstückseigentümer kann das Vertragsverhältnis unter Beachtung der 
Sicherungsinteressen der finanzierenden Bank gemäß § 8 fristlos kündigen, wenn der 
Nutzer trotz zweifacher Mahnung mit angemessener Fristsetzung mit seinen Zahlungen 
länger als zwei Monate in Verzug ist.

(2) Der Nutzer ist zur Kündigung des Vertrages berechtigt, wenn die erforderlichen 
Genehmigungen für Errichtung und Betrieb der anzuschließenden PVA nicht erteilt 
werden oder wegfallen oder ein wirtschaftlicher Betrieb der angeschlossenen PVA nicht 
oder nicht mehr möglich ist. Der Vertrag endet, ohne dass es einer Kündigung bedarf, mit 
Abschluss des Rückbaus der angeschlossenen PVA.

(3) Während der Laufzeit des Vertrages ist die ordentliche Kündigung im Übrigen 
ausgeschlossen.

(4) Das Recht zur Kündigung aus wichtigem Grund bleibt unberührt.
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§ 11 Pflichten der Parteien bei Beendigung des Vertrages

(1) Bei Beendigung dieses Vertrages ist der Nutzer verpflichtet, die 
Anschlussleitungen nach endgültiger Außerbetriebnahme der angeschlossenen PVAauf 
eigene Kosten zu entfernen, wenn der Grundstückseigentümer dies wünscht.

(2) Bei Beendigung des Nutzungsvertrages durch

a. Zeitablauf
b. einvemehmliche Aufhebung
c. berechtigte Kündigung des Grundstückseigentümers unter Beachtung der 

Sicherungsinteressen der finanzierenden Bank gemäß § 8 aus Gründen, die der 
Nutzer zu vertreten hat

d. Kündigung des Nutzers

ist der Nutzer verpflichtet, die Löschung der zu seinen Gunsten im Grundbuch 
eingetragenen Rechte zu bewilligen.

(4) Die Löschungsverpflichtung des Nutzers besteht nicht im Falle der Beendigung des 
Nutzungsvertrages durch Ausübung eines Sonderkündigungsrechtes bei Insolvenz des 
Grundstückseigentümers oder im Rahmen der Zwangsvollstreckung (§111 InsO, § 57a 
ZVG) oder aufgrund anderer gesetzlicher Sonderkündigungsrechte mit der Folge, dass 
die Nutzung des vertragsgegenständlichen Grundbesitzes auf der Grundlage des 
dinglichen Rechts zu Bedingungen analog dieses Nutzungsvertrages fortgesetzt wird.

§ 12 Verschwiegenheit

Die Parteien verpflichten sich, gegenüber Dritten Stillschweigen über das Bestehen und 
den Inhalt dieses Vertrages zu bewahren. Dies gilt nicht gegenüber solchen Personen, 
die zur Beratung herangezogen werden und von Berufs wegen zur Verschwiegenheit 
verpflichtet sind (z. B. Rechtsanwälte, Steuerberater etc.).

§ 13 Sonstige Vereinbarungen

(1) Der Eigentümer erklärt sich damit einverstanden, dass die Angaben zu seiner 
Person mit Hilfe der EDV erfasst und für die Verwaltung des Vertrages und für 
Kontrollzwecke gespeichert werden, vgl. Anlage 4.

(2) Neben den Regelungen dieses Vertrages haben die Parteien keine mündlichen 
Absprachen getroffen. Ergänzungen und Änderungen sind nur schriftlich gültig. Dies gilt 
auch für die Änderung dieser Schriftformklausel.

(3) Es gilt das materielle Recht der Bundesrepublik Deutschland. Als Gerichtsstand 
wird Hamburg vereinbart, sofern nicht im Rahmen der gesetzlichen Vorgaben der 
Wohnsitz des Grundstückseigentümers als Gerichtsstand gilt.
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(4) Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam sein oder werden 
oder sich in dem Vertrag Lücken ergeben, berührt dies nicht die Gültigkeit der übrigen 
Bestimmungen des Vertrages. Die Vertragspartner haben sich vielmehr so zu verhalten, 
dass der angestrebte Zweck erreicht wird und alles zu tun, was erforderlich ist, damit die 
Teilnichtigkeit unverzüglich behoben wird. Anstelle der unwirksamen Bestimmungen oder 
zur Auffüllung von Lücken soll eine angemessene Regelung gelten, die dem am nächsten 
kommt

 

Grundstückseigentümer

Anlagen:

■ Anlage 1; Lageplan
■ Anlage 2: Muster beschränkt persönliche Dienstbarkeit
■ Anlage 3: Vollmacht
■ Anlage 4: Informationsblatt zum Datenschutz
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Legende:
For-tf ührungsoriginal

30 kV>Kabel; bestehend aus vier Systemen, 
4x [NA2XS2Y 3x1x800mm2]; geplant 
sowie
2x PE-HD 50mm Leerrohr mit 

LWL Kabel geplant

e.ATN-Nr, 71600-42
Blatt 9
Planer Gllnsky
Datun 11,05,2023
Projektierungsbüro e.ATN
Zeichner Gllnsky

MaBstab 1 i 1000

Plg. Kabelbau UW Berlitt bis 
SP Stüdenitz Lageplan

Solorpork S-tüdenltz GnbH i Co. KG 
S-tahl-twIete 21a 
22761 Honburg

T
^ HIN

Projektierungsbüro für Energle-

elektr. Anlagen Technik 
Neuruppin GnbH 
Prüslden-tens-tr. 87 
16816 Neuruppin

Nane / Datun


